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Stadtentwicklungsausschuss und weitere Ausschüsse sind 
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2.  Drs.  
20/4578 

Haushaltsplan-Entwurf 2013/2014, Finanzplan 2012–2016 und 
Haushaltsbeschluss-Entwurf 2013/2014 der Freien und Hansestadt 
Hamburg 
(Antrag Senat) 
 
Hier: Einzelplan 6 „ Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
(Bereich Stadtentwicklung) 
 
- Der Haushaltsausschuss ist federführend, der 
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mitberatend. - 

3.   Verschiedenes 
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Ca. 19 Personen 

Zu TOP 1 

Vorsitzender: Dann rufe ich auf den Masterplan Altona-Mitte. Hier würde ich vorschlagen, 
dass der Senat erst einmal seine Einschätzung darlegt, wie er die letzten Beratungen des 
letzten Ausschusses aufgenommen hat, und dann die Fraktionen, es liegen ja vier Anträge 
der Fraktionen vor, die Fraktionen dann ihre Anträge begründen und vielleicht danach noch 
einmal ein Statement, eine Stellungnahme oder wie auch immer abgeben. Sind Sie mit 
diesem Verfahren einverstanden? Ich sehe allgemeines Nicken, dann machen wir das so. 
Dann gebe ich zunächst dem Senat das Wort. 
 
Senatorin Blankau: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. – Meine Damen und Herren! Ich kann 
es auch ganz kurz machen. In der letzten Ausschusssitzung haben wir uns ja sehr 
ausführlich mit dem Thema Masterplan Altona auseinandergesetzt. Ich fand die Diskussion 
unter uns auch sehr gut und wir haben uns dann auch natürlich intern mit den Anträgen, die 
dann von einzelnen Fraktionen noch gekommen sind, auseinandergesetzt und wir warten 
jetzt die Diskussion im Ausschuss ab.  
 
Vorsitzender: Ja, vielen Dank, Frau Senatorin. – Dann Herr Kienscherf. 
 
Abg. Dirk Kienscherf: Seitens der SPD-Fraktion kann man auch feststellen, dass es eine 
sehr interessante Diskussion nicht nur im letzten Ausschuss war, sondern, ich glaube, auch 
in den letzten Monaten. 
 
Vorsitzender (unterbrechend): Entschuldigung, Herr Kienscherf. Ich muss noch einmal kurz 
… Ich hatte vergessen zu sagen, wir hatten ja unter den Obleuten abgestimmt, dass wir zu 
diesem Tagesordnungspunkt ein Wortprotokoll führen. Dann machen wir das so. – Bitte, 
Herr Kienscherf. 
 
Abg. Dirk Kienscherf: Danke, Herr Vorsitzender. – Also, es gab einen sehr intensiven 
Diskussionsprozess vor Ort, der durchaus auch konträr gelaufen ist, und es gibt 
insbesondere einen Diskussionsprozess oder eine Planung, eine Intensität oder es wird noch 
viel intensiver werden, was in den nächsten Monaten folgen wird. Das ist ja ein erster Schritt, 
dieser Masterplan, so verstehen wir ihn auch, da gibt es Detailierungsgrade, die sind etwas 
stärker ausgeprägt, anderes bleibt ein wenig mehr an der Oberfläche und wir glauben, dass 
das, was jetzt vorgelegt worden ist plus natürlich der Ergänzung unserer Fraktion ein guter 
Grundstein dafür sein wird, dass wir diese Diskussion intensivieren, dass wir im Rahmen der 
Erstellung der einzelnen B-Pläne, aber auch der Funktionspläne dann wirklich konkret an 
den einzelnen Flächen arbeiten können. Das ist für uns ganz wichtig und ich glaube auch, 
das eine oder andere, was auch in der Diskussion immer wieder vorgebracht worden ist, 
kann ein solcher Masterplan eben noch nicht abbilden, sondern da müssen wir uns alle 
gedulden auf das, was da noch kommen wird.  
 
Unsere Fraktion hat ein Petitum (siehe Protokoll des Stadtentwicklungsausschusses Nr. 
20/13 vom 14.08.2012, Anlage 1) vorgelegt, das kennen Sie. Da geht es einmal um die 
Sicherstellung des öffentlich geförderten Wohnungsbaus. Wir glauben, dass der Drittelmix 
der richtige Weg ist. Wir glauben auch, dass, wenn es in die Verhandlungen geht mit den 
privaten Grundeigentümern, die Stadt darauf pochen muss, dass daran nicht gerüttelt wird. 
Und dass wir einen bedeutenden Teil von öffentlich gefördertem Wohnungsbau erstmals in 
dieser Qualität und Quantität wieder in Hamburg hinkriegen, ich glaube, das ist auch ein 
ganz wichtiges Signal an die Stadt.  
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Das Zweite ist, dass wir glauben, dass an dieser Stelle, die zentral in Altona gelegen ist, das 
Thema autoarmes Wohnen eine sehr große Rolle spielen muss. Wir haben dort ganz 
hervorragende Verkehrsanbindung. Wir wissen, dass viele Bewohner und Bewohnerinnen in 
Altona auch heute schon ohne Auto dort leben in den angrenzenden Bereichen und sehr gut 
leben, und wir glauben, dass diese Stelle in der Stadt, an diesem zentralen Punkt in Altona 
geeignet ist, das Thema autoarmes Wohnen weiter zu forcieren. Deswegen haben wir auch 
gesagt, dass das, was da im Masterplan formuliert worden ist, aus unserer Sicht etwas zu 
wenig ist und dass wir glauben, dass man dort mehr machen kann. Für uns ist ganz wichtig 
die kleinteilige Entwicklung, das ist ja auch mit den entsprechenden interessierten Kreisen 
ganz intensiv diskutiert worden. Es wird ja immer die Gefahr gesehen, dass das nicht 
ermöglicht wird. Ich glaube, dieser Masterplan gibt von seinen Leitbildern her eine gute 
Grundlage dafür, dass diese kleinteilige Entwicklung kommen kann. Wir sind dann alle 
gehalten, dass wir das auch überprüfen, dass es wirklich so kommen wird, und das ist auch 
ein Signal von der Fraktion gegenüber der Behörde und auch den Grundeigentümern, dass 
wir erwarten, dass es zu einer kleinteiligen Entwicklung kommen muss.  
 
Das Thema Barrierefreiheit liegt uns, glaube ich, allen am Herzen. Das betrifft nicht nur den 
öffentlichen Raum, was für uns natürlich ganz wichtig ist. Das betrifft auch nicht nur das 
Thema Barrierefreiheit für Rollstuhlfahrer, sondern da geht es genauso um das Thema 
Kontrastreichtum auch für sehbehinderte Menschen und es wird insbesondere darum gehen, 
dass wir die Wohnungen so gestalten, dass es halt generationsübergreifend möglich sein 
wird, dort relativ lange oder sehr lange zu leben. Das heißt, dass das Thema Aufzüge, das 
Thema Grundrisse, das Thema Vermeidung von Schwellen ein ganz wichtiges für uns ist.  
 
Was uns auch noch wichtig, ist ja auch in unserem Petitum enthalten, ist das Thema 
Gewerbetreibende. Es gab ja neulich diese kleinere Kundgebung in der Straße, da war ich 
auch, da waren ja doch ein paar wenige oder ein bisschen mehr von diesen 
Gewerbetreibenden. Ich glaube, egal wie viele das nun waren, ich glaube aber, man muss 
das ernst nehmen, diese Besorgnis, die dort herrscht. Die betrifft nicht nur diesen Bereich, 
sie betrifft natürlich auch den angrenzenden Bereich in vielen Ecken und Enden in Ottensen, 
wo die Gewerbetreibenden oftmals verdrängt werden dadurch, dass dort neue Wohnprojekte 
entstehen, was ja auch richtig ist. Gleichzeitig sind wir, glaube ich, alle gut daran gehalten, 
dass wir dieses kreative Potenzial auch weiterhin nutzen und dass es uns darum gehen 
muss, dass wir entsprechend attraktive und bezahlbare Flächen diesen Gewerbetreibenden 
auch anbieten. Das, was ich für den Bereich bisher gehört habe, hört sich eigentlich ganz gut 
an. Gleichwohl muss man wirklich konkret sehen, wie es umgesetzt wird, und von daher ist 
das noch einmal für uns ganz wichtig. 
 
Was ich dann als Letztes noch einmal sagen möchte, ist, dass wir einen Beteiligungsprozess 
haben, der, auch wenn der eine oder andere, der daran beteiligt ist, sich gewünscht hätte, 
dass vielleicht das eine oder andere an der Stelle jetzt schon aufgenommen worden wäre, 
wobei wir eben sagen müssen, dass das eine oder andere ja dann später in den 
Funktionsplänen, aber auch in den Bebauungsplänen berücksichtigt werden kann. Wir 
glauben, dass der Beteiligungsprozess an sich sehr umfangreich war und dass das, was es 
jetzt an Planungen gibt, aus unserer Sicht auch geeignet ist, eben zu dieser Konkretisierung 
und auch zur Berücksichtigung der Belange der Interessierten, der Anwohner beizutragen. 
Auch da ist es so, dass die SPD-Fraktion das wirklich sehr aufmerksam verfolgen wird, und 
wir haben ja wahrscheinlich nächste Woche auch diese Debatte dank Frau Sudmann 
vielleicht auch noch einmal in der Bürgerschaft, dass das Thema, wie gehen wir mit diesem 
Beteiligungsverfahren um, dass es wirklich darum geht, dass sich Menschen einbringen 
können. Dass wir nicht alles aufnehmen können, das ist auch klar, oder der eine sagt, man 
hat relativ wenig aufgenommen, dass es uns aber wirklich darum geht, ernsthaft mit den 
Menschen zu diskutieren und auch das zu übernehmen, was aus unserer Sicht - das sieht 
dann jeder natürlich auch noch anders - sinnvoll ist.  
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So, das sind einmal grob die Punkte. Wir haben uns die anderen Petita natürlich auch 
angeguckt, die Behörde ja auch, wir haben uns auch eine Meinung dazu gebildet. Es ist so, 
dass sich das eine oder andere aus unserer Sicht hier wiederfindet in unseren Petita, dass 
das eine oder andere aber auch, wo es zum Beispiel darum geht, ob irgendwelche Straßen 
vierspurig ausgebaut werden, wo dann schon im Masterplan ganz deutlich drinsteht, dass 
die gar nicht vierspurig ausgebaut werden sollen, sondern wo der Masterplan selber schon 
Klarheit schafft, aus unserer Sicht überflüssig sind. Das Thema Denkmalschutz ist aus 
unserer Sicht entsprechend auch berücksichtigt und beim Thema öffentlich geförderter 
Wohnungsbau, wünschenswert sind 70 oder 50 Prozent, darüber kann man reden, aber ich 
habe vorhin schon einleitend gesagt, dass in dieser Form, in diesem Drittelmix bei so einem 
großen Bauvorhaben, wo es so viele unterschiedliche Beteiligte gibt, dass dies aus unserer 
Sicht schon sehr, es ist einmalig aus unserer Sicht, und dass das schon ein deutliches 
Signal an den Wohnungsmarkt und an die Grundeigentümer insgesamt ist. Das einmal in 
Kürze zusammengefasst zu unserem Petitum und wir hoffen, dass sich vielleicht die eine 
oder andere Fraktion dem dann noch anschließen kann, und wir freuen uns insgesamt auf 
die weiteren Diskussionen in den nächsten Jahren in der Bürgerschaft. Wir sind jedenfalls 
dazu bereit, mit Ihnen gemeinsam konstruktiv dies zu begleiten.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Kienscherf. – Frau Sudmann bitte. 
 
Abg. Heike Sudmann: Ich möchte mit dem anfangen, wo sich wahrscheinlich alle 
Fraktionen einig sind: dass wir hier über ein Vorhaben sprechen, das wirklich eine einmalige 
Chance bietet für Hamburg, ein Vorhaben, das eine einmalige Chance bietet, was die 
Entwicklung des Geländes angeht, was aber auch eine einmalige Chance bietet, das 
umzusetzen, was viele als fortschrittliche Stadtplanung und auch als fortschrittliche 
Beteiligung im Kopf haben. Wir haben letztes Mal im Ausschuss gehört, wir können es auch 
im Protokoll noch einmal nachlesen, dass die Senatsvertreterinnen und -vertreter gesagt 
haben, der Beschluss des Masterplans bilde die Grundlagen für die 
Abwendungsverhandlungen. Das ist genau der Punkt, warum ich nicht so positiv gestimmt 
bin wie Herr Kienscherf, wenn ich den Antrag der SPD sehe, weil, wenn wir diesen 
Masterplan jetzt so beschließen, wie er vorliegt, mit Ihren Veränderungen, die dabei sind, 
sind wir immer noch relativ unkonkret. Deswegen haben wir als Linksfraktion uns 
überzeugen lassen von dem, was die Bürgerinnen und Bürger hier vorgetragen haben, uns 
überzeugen lassen von dem, was einstimmig in der Bezirksversammlung Altona, also auch 
von Ihren Fraktionskolleginnen und -kollegen vor Ort, beschlossen wurde, wo nämlich 
festgestellt wurde, dass das, was der Masterplan darlegt, nicht aktuell ist, dass es nicht mehr 
dem entspricht, was sozusagen diskutiert wird in Altona, was mit anderen Vorhaben 
diskutiert wird, dass es - und das ist für uns einer der Hauptkritikpunkte - keine Aussagen 
gibt zur Finanzierung, zur Gegenüberstellung von dem, was passiert, wenn Sie 
Abwendungsvereinbarungen machen oder wenn die Stadt das Vorkaufsrecht ausübt, dass 
einfach ganz wesentliche Grundlagen fehlen.  
 
Deswegen haben wir Ihnen ein Petitum (siehe Anlage 1) vorgelegt, was sehr konkret ist, weil 
wir glauben, es muss jetzt auch konkret sein. Auch wenn wir überall gehört haben und es 
auch die Bürgerinnen und Bürger gehört haben: "Leute, entspannt euch, das Konkrete 
kommt doch erst, wenn der Bebauungsplan kommt", ist aber dieser Masterplan, wie eben 
schon zitiert, die Grundlage für die Abwendungsvereinbarungen. Und wenn da nicht drin 
steht, was Sie zum Beispiel für einen geförderten Wohnungsbau haben wollen, weil in Ihrem 
Antrag und im Petitum der SPD schreiben Sie, Sie sagen Drittelmix, Sie sagen geförderter 
Wohnungsbau, Sie beschreiben aber nicht, wie viel wird es im ersten Förderweg sein, wie 
viel im zweiten Förderweg. Sie bleiben an ganz vielen Punkten völlig unverbindlich und 
machen auch zum Beispiel bei den Gewerbetreibenden, die Ihnen am Herzen liegen, da 
machen auch Sie keine Vorschläge, wie hoch denn die Gewerbemieten sein sollen. Jetzt 
liegen sie teilweise unter 5 Euro/Quadratmeter und ich glaube, mehr wird auch nicht zu 
finanzieren sein. Auch das fehlt und das ist aus unserer Sicht wichtig für die 
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Abwendungsverhandlungen, die geführt werden sollen, und auch wichtig für das Ergebnis, 
das dabei rauskommt.  
 
Deswegen würden wir uns sehr freuen, wenn Sie die Kritik von uns aufgreifen, dem Petitum 
zustimmen und auch die Behörde auffordern, weiter daran zu arbeiten, in diese Richtung zu 
gehen. Es ist definitiv keine Verhinderung von der Planung, die da läuft. Das lasse ich mir 
auch so nicht vorwerfen, weil Sie haben bisher schon verhandelt, Sie werden weiter 
verhandeln können. Sie können auch die Vorschläge aufgreifen von den Bürgerinnen und 
Bürgern, es gibt auch ganz viele konkrete Vorschläge schon, ohne dass das 
Wohnungsbauziel von 4 000 Wohnungen - oder 3 000 sagen Sie ja, 3 500 - nicht erreicht 
wird. Insofern hoffe ich sehr, dass Sie unserem Antrag zustimmen können. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Sudmann. – Herr Duge bitte. 
 
Abg. Olaf Duge: Vielen Dank. – Ich glaube, wir sind in einem Stadium angekommen in der 
Planung zur neuen Mitte Altona, wo nach langen Diskussionen, die zum Teil auch schwierig 
angelaufen sind, aber dann doch in eine gewisse Dynamik auch im Gesprächsprozess sich 
doch recht lebhaft weiterentwickelt haben, in einem Stadium angekommen, wo wir jetzt den 
nächsten Schritt machen sollten und die Voraussetzungen schaffen - und das ist der 
Masterplan letztlich und nicht mehr und nicht weniger -, die Voraussetzungen schaffen, um 
in die Abwendungsverhandlungen hineintreten zu können. Das ist letztlich, ich sehe das so, 
keine verbindliche Planung. Das kommt in der Bauleitplanung nachher raus und es kommt, 
und da lege ich Wert drauf, das ist ja auch zugesichert worden, auf die 
Abwendungsvereinbarungen an, die vor Unterschrift vorgelegt werden und die wir dann auch 
entsprechend bewerten können. Ich glaube, das sind ganz wichtige Eckpfeiler, die eben 
auch Voraussetzungen jetzt dafür sind, dass wir hier weitergehen können.  
 
Was den Masterplan im Detail betrifft, so gibt es sicherlich einige Punkte, wo man etwas 
nachbessern oder etwas verdeutlichen kann. Und wir haben dazu ja relativ früh ein Petitum 
(siehe Protokoll des Stadtentwicklungsausschusses Nr. 20/13 vom 14.08.2012, Anlage 2) 
vorgelegt, das Sie hier haben, und wir haben natürlich auch einmal versucht, gewisse 
Abgleichungen zu machen. Es gibt tatsächlich einige Überschneidungspunkte, zum Beispiel 
beim Wohnungsbau, was die kleinteilige Vergabe betrifft. Es gibt aber auch Differenzen. Um 
ein Beispiel dafür zu nennen, dass wir nicht Baugemeinschaften nur bis zu einem Anteil von 
20 Prozent, wie es bei der SPD steht, möchten, weil das kann ja letztlich dann auch ein 1 
oder 2 Prozent sein, das ist also viel zu vage, sondern wir erwarten schon, dass hier ein 
Anteil von 20 Prozent auch erreicht wird. Auch was die Aufteilung betrifft, gibt es einige 
Abweichungen, aber wichtig wäre uns auch, ein weiteres Konzept hier mit hineinzunehmen, 
das dann die Weiterverwertung und Verkäufe von Grundstücken mit schon in die 
Betrachtung nimmt, um Spekulationsmöglichkeiten im Weiteren ausschließen zu können. Ich 
habe auch noch einmal auf den Hinweis, vielleicht später einmal dieses Gebiet als 
Stadtumbau-West Gebiet zum Beispiel zu bezeichnen, einmal etwas, um Kontrolle zu haben, 
was Weiterverkäufe betrifft, aber auch, um eine Chance zu haben, das ist eine gewisse 
Voraussetzung dafür, für Entwicklungsmaßnahmen hier noch einmal Fördermittel zu 
erhalten.  
 
Was das Mobilitäts- und Erschließungskonzept betrifft, auch dort gibt es einige 
Überschneidungspunkte, aber ich glaube, auch hier sollten wir etwas mehr noch einmal ins 
Detail gehen. Herr Kienscherf, Sie haben das angesprochen mit der Harkortstraße. In der 
Tat steht auf Seite 22, was die normale Benutzung der Harkortstraße mit 
12 500 Fahrbewegungen am Tag betrifft, steht die Formulierung: Dafür reicht der 
vorhandene zweistreifige Fahrbahn Querschnitt prinzipiell weiterhin aus. Sie wissen, von 
Grundsätzen gibt es Ausnahmen. Und von daher legen wir schon Wert darauf, dass wir ganz 
deutlich machen, dass ein vierspuriger Ausbau der Harkortstraße auszuschließen ist, und 
zwar auch deshalb, weil diese Harkortstraße nachher eine ganz wichtige Querungsstraße 
sein wird, insbesondere für die Schulkinder, für die Grundschulklassen, die in der 
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benachbarten Schule in den bestehenden Gebieten liegt, aber auch, um die Anwohner vor 
übermäßigen Verkehrsbelastungen zu schützen. Wir möchten diese Straße im Weiteren 
auch öffnen auf der Straße für den Fahrradverkehr und natürlich auch ein Verkehrskonzept, 
das klingt hier auch zum Teil an, das in verschiedenen Verknüpfungen mit vorhanden ist. 
Kleinteilige Sachen sind noch weiter zu berücksichtigen. Ich habe den Lessingtunnel 
angesprochen und wir haben, was den 2. Bauabschnitt betrifft, dann den rechtzeitigen 
Planungsbeginn, Baubeginn für den Ottensener Bahnhof in Angriff zu nehmen.  
 
Ein ganz anderer wichtiger Bereich, der uns sehr wichtig ist, weil er eine riesige Chance für 
dieses Gebiet ist, dass wir das erste Mal ein ganzes Quartier von vornherein als inklusives 
Quartier planen können. Das ist ein Novum in Hamburg und für uns bedeutet das, dass wir 
nicht nur behindertengerecht bauen, sondern auch Menschen mit verschiedenen 
Einschränkungsmöglichkeiten, Kontaktschwierigkeiten, -möglichkeiten mit aufnehmen im 
sozialen Bereich. Das heißt also auch gewisse soziale Einrichtungen und Leistungen hier in 
dieses Quartier einbauen, fußläufig erreichbare Nachbarschaftstreffpunkte, vielleicht 
einzelne Wohnräume in den Gebäuden, die als Gemeinschaftsräume genutzt werden oder 
ähnliche Sachen, das kann man im Detail auch weiter noch ausplanen. Aber das betrifft auch 
die Schule, die nicht nur Schule sein sollte, sondern die darüber hinaus ein Mittelpunkt im 
Quartier werden sollte, in dem verschiedene Einrichtungen zusammengefasst werden. Wir 
beziehen uns dabei insbesondere auch noch einmal, um darauf hinzuweisen, auf den 
Beschluss in der Bezirksversammlung in Altona, der einstimmig gefasst worden ist und der 
hier die Aufnahme der Planung und Zielsetzung des Forums "Eine Mitte für alle" für die 
weitere Gestaltung der Mitte Altona verlangt.  
 
Was den Bereich Umwelt/Ökologie betrifft, so haben wir, und das ist auch gleichzeitig ein 
Verkehrskonzeptansatz, noch einmal darauf hingewiesen, das war schon Gesprächsthema, 
dass wir ein Quartier wünschen, in dem die Stellplatzverordnung ausgesetzt ist. Das schafft 
enorme Planungsmöglichkeiten, das heißt, wir brauchen im oberirdischen Bereich eigentlich 
nur noch Stellplätze für Anlieferung, für Besuchsverkehr und können den öffentlichen Raum 
für andere Qualitäten nutzen. Das ist eine riesige Chance, die wir hier haben, und das Auto 
kann in die entsprechenden Tiefgaragen, wer es denn haben will, am besten wenig Autos 
und dafür muss man nicht nur sagen, man möchte weniger Autos haben, sondern man muss 
auch sozusagen diese Voraussetzungen, die dann dafür notwendig sind, auch mitplanen, in 
die Konzeption von vornherein einplanen. Deswegen finde ich es wichtig, dass wir hier einen 
Pfeiler bereits für die Gespräche bei den Abwendungsvereinbarungen hineinsetzen und das 
in den Masterplan mit aufnehmen.  
 
Das Weitere betrifft den Denkmalschutz, das ist eben auch angesprochen. Wir legen noch 
einmal besonderen Wert auf die Kleiderkasse hier, weil ich glaube auch, dass das in dem 
Masterplan nicht deutlich genug abgesichert ist, und was den Gewerbeteil betrifft, dass wir 
hier auch im Sinne von Lärmschutzmaßnahmen Gewerbe in die Randbereiche mit 
hineinnehmen. Auch das ist etwas, was uns wichtig ist, und schließlich und letztlich noch 
einmal zu prüfen, inwieweit wir das Quartier in eine Wettbewerbsinitiative oder -konzeption 
mit hineinnehmen können, um auch hier weitere Anstöße für die Entwicklung zu bekommen. 
Ich hoffe, dass wir doch die einen oder anderen Aspekte in einen Antrag mit 
hineinbekommen können. – Vielen Dank. 
 
Vorsitzender: Danke, Herr Duge. – Herr Dr. Duwe, Sie haben den nächsten Antrag zu 
begründen.  
 
Abg. Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. – Das ist fast der vierte Antrag 
(Anlage 2). Ich möchte einmal auf einen Aspekt eingehen, der bisher noch nicht hier Thema 
war, der aber sehr wichtig ist. Das ist nämlich ein Vorhaben, das mit einem dritten verbunden 
ist, von dessen endgültigen Planungen man jetzt noch nicht weiß, was passiert, sprich also, 
wird dieser Bahnhof überhaupt verlegt. Die Planungen sind natürlich so ausgerichtet, dass 
man davon ausgeht, dass in einem Jahrzehnt spätestens da dieser Umzug passiert, 
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ansonsten man natürlich beim 1. Bauabschnitt bleibt und ich habe das schon einmal in 
diesem Ausschuss gesagt, dann ist dieser Ansatz natürlich suboptimal. Was jetzt vorgelegt 
wird auch im Masterplan, ist das, wenn man nur den 1. Bauabschnitt so plant, als gäbe es 
auch den 2. und so weiter und so fort, ist für uns suboptimal. Deshalb beantragen wir auch, 
dass wir das jetzt heute nicht beschließen.  
 
Des Weiteren wäre dann notwendig, dass man wirklich noch einmal eine 
Variantenbetrachtung anschaut und sagt, was würde denn vielleicht besser gehen, wenn 
man den 1. alleine macht und nicht wie jetzt, dass man eben davon ausgeht einfach so, dass 
Herr Dr. Grube et cetera oder sein Nachfolger und Nachfolgerin irgendwann einmal 
entscheidet, ja, Diebsteich, das wird es dann, und dann wird mit Volldampf der Fernbahnhof 
Diebsteich errichtet. Ich gehe einmal davon aus, dass in diesem Raum niemand weiß, ob die 
Bahn verlegt wird, und es ist eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass entweder das nicht verlegt 
wird oder aber dass es sehr lange dauern wird. Und unter dieser Maßgabe und der 
Einschätzung sollte meines Erachtens die Bürgerschaft das nicht befürworten, jetzt 
loszumarschieren. Das ist einfach viel zu risikoreich, als dass man es tun sollte. Ich denke, 
wenn das Kind in den Brunnen gefallen sein sollte, dann werden wir uns irgendwann dann 
sagen, oh Gott. Und deshalb denke ich einmal, ein Jahr mehr Planung, ein Jahr noch einmal 
ein bisschen nachdenken würde uns gut zu Gesicht stehen. Und ich denke auch, dass die 
Bürgerschaft auch einmal betrachten soll, dass die Bezirksversammlung Altona einen 
einstimmigen Beschluss gefasst hat, und dazu müsste es dann wirklich ganz große, wichtige 
Gründe geben, um zu sagen, alles, was in Altona gedacht wird, ist eigentlich nicht sonderlich 
gut und das Wohl und Wehe der Hansestadt Hamburg im Allgemeinen und Besonderen 
gebietet es jetzt loszumarschieren.  
 
Deshalb ist es Sinn unseres Antrags, wir haben noch einige kleine Petita mit eingefügt, dass 
man betrachten sollte, dass auf jeden Fall diese Abwendungsvereinbarung für beide 
Bauabschnitte gelten sollte und nicht jetzt nach dem Motto, wir machen jetzt den ersten 
Bauabschnitt und dann kann man sich dann hinterher ausdenken, wofür man haftet oder 
nicht. Das ist im Grunde genommen unser Petitum und ich möchte Sie bitten, vielleicht dem 
zuzustimmen. – Vielen Dank. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. Duwe. – Herr Kienscherf. 
 
Abg. Dirk Kienscherf: Dann will ich noch einmal auf das eingehen, was eben gesagt 
worden ist. Also zum einen, um bei Letzterem anzufangen, ist es so, das ist ja ein Projekt, 
das letztendlich unter Schwarz-Grün hier gestartet worden ist damals, wo auch die Bahn 
signalisiert hat, dass sie diesen Bahnhof verlagern möchte, gleichwohl ja in den 
Wettbewerbsbedingungen schon stand, dass man ein Konzept entwickeln möchte, das aus 
unterschiedlichen Teilflächen besteht und wo man jede Teilfläche eigens auch entwickeln 
kann. Das muss man, glaube ich, noch einmal feststellen, und wenn die Bahn sich 
entscheidet, diesen Bahnhof zu verlagern, dass das dann noch ein paar Jahre dauert, das 
weiß auch irgendwie jeder. Das ist ja nichts Überraschendes. Was den einen oder anderen 
etwas überrascht, ist, dass die Bahn, sagen wir mal, relativ lange braucht, um sich nun 
abschließend festzulegen. Von daher würde ich einmal sagen, wir hoffen ja, dass es dann in 
einem Jahr sein wird, aber dass wir jetzt hier sagen, wir machen hier einen Planungsstopp 
und in einem Jahr schauen wir dann noch mal und wenn sie dann immer noch nicht soweit 
ist, machen wir noch mal einen Planungsstopp - ich glaube, das ist der falsche Weg. Ich 
glaube, es war damals richtig, dass man gesagt hat, wir wollen, dass die unterschiedlichen 
Teilflächen funktionieren können, auch eigenständig. Deswegen glauben wir, ist es jetzt auch 
richtig, dass man in die konkrete Umsetzung einsteigt, denn diese Fläche hat es einfach 
verdient, auch entwickelt zu werden. Unser Signal wird weiterhin sein, auch an die Bahn sehr 
deutlich, dass die Bahn dieses Gelände aufgeben soll für die Bahnnutzung und nach 
Richtung Diebsteich gehen soll. Das muss, glaube ich, auch das Signal der Politik insgesamt 
sein. Das kann nicht damit verbunden sein, dass die Bahn sagt, dann zahlt uns nochmal ein 
paar Millionen, damit wir dann auch wirklich diesen Schritt machen, sondern ich glaube, die 
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Hamburger Politik tut gut daran, auch der Bezirk Altona tut gut daran, ein deutliches Signal 
zu geben an die Bahn, wir möchten, wir wollen, dass ihr euren Bahnhof verlagert. So. Ob 
das dann geschieht, das können wir dann sicherlich nicht beeinflussen, aber wir glauben, 
dass auch der erste Bauabschnitt dann entsprechend funktionsfähig ist. Bloß ich warne 
davor, jetzt schon zu sagen, also wir machen jetzt erst mal einen Stillstand und jetzt warten 
wir erst mal ab, wie die Bahn sich dann verhält. 
 
Zum Thema vierstreifiger Ausbau, da gibt es ja eine Anfrage der geschätzten Kollegin 
Sudmann, Drucksache 20/5003, wo Senat noch mal mitteilt, dass es nicht geplant ist 
auszubauen. Ja, kann man immer misstrauisch sein und sagen, aha, derzeit planen sie das 
nicht, aber wie ist es in zwei, drei Monaten, dann planen sie es vielleicht auch. Das wäre 
noch sei ein Punkt – das ist 2. d. bei Ihnen -, wo wir durchaus glauben könnten, das 
könnten wir annehmen, um noch mal ganz deutlich zu machen, dass wir glauben, dass das 
keine große Verkehrsschneise werden soll. Dass die Belastung dieser Straße zunehmen 
wird, das ist klar, das lässt sich gar nicht anders vermeiden, weil sie einfach der 
Erschließung des Gebiets dient, aber ich glaube, hier muss ganz deutlich ein Signal gegeben 
werden, dass wir einen Ausbau sozusagen, gerade in dem Bereich, wo ja heute auch schon 
Wohnhäuser sind auf der einen Seite, vierstreifig, dass wir das nicht wollen. Von daher 
könnten wir Ihrem Punkt 2. d. dann auch zustimmen. 
 
Zum Thema Inklusion, glaube ich, habe ich schon was gesagt. Wir haben auch die Initiative 
in unserem Petitum letztendlich aufgeführt. Wir glauben, dass das Thema barrierefreies 
Wohnen, aber auch Freiflächengestaltung, auch das Thema von entsprechenden Angeboten 
vor Ort ein wichtiges Thema ist. Einiges sagt ja der Masterplan dazu auch, also soziale 
Infrastruktur, aber auch Räume zu schaffen für Nachbarschaften, sei es in Freiflächen, sei es 
aber auch in Häusern. Von daher, finden wir, ist das ausreichend, aber wir haben eben in 
unserem Antrag noch mal aufgeführt, dass wir das Thema inklusive Stadtteilentwicklung für 
ganz wichtig empfinden. Und alles andere mit Denkmalschutz, das ist aus unserer Sicht 
relativ deutlich schon im Masterplan geworden. Aber jetzt, um die Bewohner zu beruhigen, 
nach dem Motto, wir wollen da keine vierspurige Straße bauen, können wir uns 2.d. dann bei 
Ihnen anschließen. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Kienscherf. Frau Sudmann, bitte. 
 
Abg. Heike Sudmann: Der letzte Satz stimmt mich ja schon fast wieder versöhnlich, weil ich 
die Anfrage anders als Herr Kienscherf gelesen habe. Es ist einfach eine wunderbare 
Antwort, die aus der BSU, wahrscheinlich, gekommen. Die würde ich einfach zu gern 
vorlesen, weil sie alle Varianten offen lässt. Die Antwort auf die Frage, wie hoch die 
Verkehrsbelastung ist, heißt da nämlich, man weiß es zurzeit noch nicht und dann, jetzt 
zitiere ich einmal: 
 
"Durch die beabsichtigte städtebauliche Entwicklung ergeben sich veränderte funktionale 
Anforderungen an den Straßenraum der Harkortstraße. Mit einem entsprechenden Umbau 
soll die Harkortstraße diesen veränderten städtebaulichen und verkehrlichen 
Nutzungsansprüchen angepasst und für die sich aus der Bebauung ergebenden 
Anforderungen ertüchtigt werden." 
 
Das heißt alles und nichts. Das heißt vier Spuren, sechs Spuren, das heißt zwei Spuren. 
Insofern ist es eine perfekte Antwort, und da bin ich froh, wenn Sie jetzt sagen, Sie stimmen 
wenigstens dem zu, dass es nicht vierspurig wird und sechsspurig haben wir ja eh nicht 
gedacht. Hoffe ich doch sehr, oder? Ich möchte noch mal einen Punkt ergänzen, den ich 
vorhin vergessen hatte, weil über die Inklusion ist ja wirklich, glaube ich, bei allen Fraktionen 
große Übereinstimmung. Wir sollen dabei nicht vergessen, es gibt auch die AG Leben im 
Alter, die auch noch mal darauf hingewiesen hat, welche altersgerechte Anforderungen dort 
sind, und die dürfen nicht hinten runterfallen. Was mich aber interessiert – wir haben ja im 
Gegensatz zur FDP nicht gesagt, wir warten jetzt ein Jahr, bis die Bahn entscheidet. Wir 



Stadtentwicklungsausschuss Nr. 20/14 - 11 - 

haben gesagt 31. Oktober. Ich weiß, dass die BSU auch in Kontakt mit den Bürgerinnen und 
Bürgern ist, oder auch mit einzelnen Vertretern, die noch mal veränderte Vorschläge für den 
1. Bauabschnitt gemacht haben. Mich würde interessieren, ob Sie diese Vorschläge 
aufgenommen haben, ob das bei Ihnen schon irgendwie gefruchtet ist, oder ob Sie sagen, 
das machen wir lieber weiter so wie bisher. 
 
Vorsitzender: Frau Senatorin. 
 
Senatorin Blankau: Wir werden da keine Veränderungen vornehmen am Masterplan. 
Insofern ist die Frage, glaube ich, beantwortet. Ich würde allerdings, wenn Sie vorlesen und 
zitieren, würde ich auch gern aus der Beantwortung der Schriftlichen Kleinen Anfrage auch 
noch mal zitieren. Da steht als letzter Satz unter der Frage 2 in der Antwort: 
 
"Ein vierstreifiger Umbau der Harkortstraße ist nicht vorgesehen." 
 
Abg. Hans-Detlef Roock: Vielen Dank, Frau Senatorin. Ich möchte nun für die CDU-
Fraktion eine Stellungnahme zum Masterplan und den vorliegenden Anträgen abgeben. Herr 
Kienscherf hat ja schon darauf hingewiesen, dass die Entwicklung der Flächen um den 
Altonaer Bahnhof in unserer Regierungszeit eingeleitet wurde. Der SPD-Senat hat die 
Fortschreibung in unserem Sinne übernommen, und die bislang verabschiedeten 
Drucksachen sind weitgehend identisch mit unseren damaligen Inhalten, sie haben nur eine 
neue Überschrift bekommen. Das begrüßen wir im Hinblick auf eine vernünftige 
städtebauliche Entwicklung, insbesondere mit Blick auf den vorgesehenen Wohnungsbau. 
Deshalb haben wir auch davon abgesehen, einen eigenen Antrag zu stellen. Nun zu den 
einzelnen Anträgen. Den SPD-Antrag werden wir insgesamt unterstützen. Er enthält 
überwiegend Klarstellungen und Konkretisierungen zur Drucksache, die von uns mitgetragen 
werden. Den Antrag der GRÜNEN werden wir nur in einzelnen Punkten unterstützen, das 
betrifft die Punkte II. a., d., e. und f. – also d wurde eben schon angesprochen, 
Harkortstraße – sowie die Punkte VI. und VII.. Die anderen Punkte werden wir ablehnen, 
insofern werden wir auch hier ziffernweise Abstimmung beantragen. Den FDP-Antrag lehnen 
wir insgesamt ab, ich will auch sagen, warum, Herr Dr. Duwe. Unter Punkt 1., das haben Sie 
ja sehr schön dargestellt, wird die Aussetzung der Entscheidung über den Masterplan 
gefordert, die erst dann getroffen werden soll, wenn die Deutsche Bahn AG über eine 
Verlagerung des Fernbahnhofs endgültig entschieden hat. Das können und wollen wir nicht 
mitmachen, insbesondere vor dem Hintergrund des dringend benötigten Wohnungsbaus. 
Desgleichen werden wir den Antrag der LINKEN insgesamt ablehnen. Die Forderung des 
Koordinierungsgremiums insgesamt zu übernehmen, können wir uns nicht vorstellen und 
soweit mir bekannt ist, wurde darüber ein sorgfältiger Abwägungsprozess vorgenommen und 
würde die jetzigen Planungen insgesamt auf den Kopf stellen. Über Forderungen, die zur 
Übernahme geeignet sind, ist im Rahmen der Erstellung qualifizierter Bebauungspläne zu 
sprechen. Da kann man das eine oder andere durchaus noch mal nachbessern. Viele 
Forderungen, Frau Sudmann, die in Ihrem Antrag vorhanden sind, gehen auch hier 
logischerweise nicht zusammen. Sie fordern einerseits eine massive Verdichtung von 
4 500 Wohneinheiten, andererseits wollen Sie die Geschosse begrenzen und wollen mehr 
Grün- und Freizeitflächen. Das ist aus unserer Sicht die Quadratur des Kreises und einfach 
nicht darstellbar. Auch halten wir nichts davon, gar nichts davon, Verhandlungen über 
städtebauliche Verträge beziehungsweise Abwendungsvereinbarungen öffentlich zu führen. 
Das kann nicht gut gehen. Das von unserer Seite zur Antragslage. 
 
Gibt es weitere Wortmeldungen? – Herr Dr. Duwe. 
 
Abg. Dr. Kurt Duwe: Für den Fall, dass der FDP-Antrag abgelehnt werden sollte - ich sage 
mal für den Fall – wird die FDP-Fraktion dem SPD-Antrag nicht zustimmen, aber sich 
enthalten, weil wir der Planung nicht entgegenstehen wollen. Beim Antrag der GRÜNEN 
werden wir auch ziffernweise abstimmen wollen, und den Antrag der LINKEN werden wir 
ablehnen. 
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Vorsitzender: Herr Kerstan. 
 
Abg. Jens Kerstan: Ich wollte noch mal einen Hinweis geben. Wir werden ja wahrscheinlich 
jetzt bei vielen Anträgen zum Teil punktweise abstimmen. Ich wollte einfach nur noch mal 
darauf hinweisen, dass im Petitum der Abgeordneten der Fraktion der GRÜNEN und auch 
der SPD in Bezug auf autoarmes Wohnen wir eigentlich nicht weit auseinander sind. Also wir 
haben dort den Punkt, die Stellplatzverordnung auszusetzen, Sie wollen darüber 
nachdenken, inwieweit man die Stellplatzverordnung verändern sollte, um autofreies 
Wohnen stärker zu verändern. Im Grunde genommen braucht es ja nur eine geringfügige, 
sage ich mal, andere Formulierung, um dann auf den gemeinsamen Nenner zu kommen. 
Nämlich, wenn im SPD-Antrag eine Formulierung aufgenommen würde, um mehr autofreies 
oder autoarmes Wohnen zu ermöglichen, soll in Zukunft die Stellplatzverordnung verändert 
werden, dann böte das einen größeren Spielraum, sage ich mal, in der Umsetzung, als es 
unsere Formulierung bietet, die ja eine komplette Aussetzung vorsieht, würde aber deutlich 
über Nachdenken im SPD-Petitum hinausgehen, und dann doch auch eine stärker 
umsetzungsorientierte Formulierung beinhalten, die, glaube ich, von uns beiden ja auch 
durchaus intendiert ist. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Kerstan. Herr Kienscherf. 
 
Abg. Dirk Kienscherf: Ja, Kollege Kerstan, wir sind ja immer umsetzungsorientiert. 
Die Aussetzung der Stellplatzverordnung, das ist ja das, was wir gerade in der Tat nicht 
möchten. Wir haben ja das Thema Stellplatzverordnung sowieso in diesem Ausschuss, und 
wir werden uns damit ja noch sehr intensiv befassen, wie es zukünftig weitergeht. Unser Ziel 
ist hier, dass wir sagen, wir wollen das autoarme Wohnen hier stärken, ganz klar. Ich glaube, 
das Signal sozusagen ist doch sehr deutlich, auch an die Behörde, aber wir wollen hier nicht 
die Stellplatzverordnung sozusagen aussetzen, sondern wir glauben, dass man erst mal in 
diesem Ausschuss über das Thema Stellplatzverordnung sehr intensiv diskutieren sollte, 
über die Weiterentwicklung, vielleicht über Änderungsbedarfe, deswegen ist das schon 
substanziell ein Unterschied. Auch wenn jetzt im konkreten Fall vielleicht das Ziel dasselbe 
ist oder die Wirkung dasselbe ist, aber wir glauben, dass es kein gutes Signal ist, wenn wir 
jetzt sagen, wir setzen in diesem großen Gebiet jetzt einfach erst mal die 
Stellplatzverordnung aus. Wenn wir zu einer Änderung kommen, oder insgesamt zu einer 
Änderung kommen, dann muss der Ausschuss hier darüber beraten, und dann wird es eine 
Beratung sein, die im Fokus ganz Hamburg haben wird und nicht dieses eine Gebiet. 
 
Vorsitzender: Herr Kerstan. 
 
Abg. Jens Kerstan: Da haben Sie mich, glaube ich, eben falsch verstanden. Ich habe nicht 
dafür plädiert, dass Sie unseren Petita-Punkt in der jetzigen Formulierung übernehmen 
sollen, sondern habe angeregt, dass Sie in Ihrem Antrag das Wort "nachdenken" - was ja 
völlig offen lässt, was nach dem Nachdenken passiert, man kann ja auch nachdenken und 
sagen, wir machen gar nichts – einfach eine Formulierung wählen, die sagt, zudem soll die 
Stadtstellplatzordnung verändert werden und dann ihren Satz so fortführen, wie er ist, um 
über verringerte Stellplatzangebote autoarmes Wohnen zu ermöglichen. Das würde 
bedeuten, dass Sie die Stellplatzverordnung schon verändern wollen, also in der Tat, und 
nicht nur darüber nachdenken wollen, Sie müssen aber nicht so weit gehen, wie wir es in 
unserem Antrag haben, sie komplett auszusetzen, weil ich Sie so verstanden habe, dass das 
der entscheidende Punkt ist, warum Sie dort nicht mitgehen können. 
 
Abg. Hans-Detlef Roock: Meine Damen und Herren, ich muss mich in einem Punkt noch 
korrigieren. Und zwar hatte ich, glaube ich gesagt, Punkt II. a. des Antrags der GRÜNEN 
stimmen wir zu. Das ist mitnichten der Fall, da steht bei mir ein dickes Minus. Das wollte ich 
noch mal sagen. 
 



Stadtentwicklungsausschuss Nr. 20/14 - 13 - 

Frau Sudmann, bitte. 
 
Abg. Heike Sudmann: Ich glaube, und ich hoffe, Sie können gleich noch einen Punkt 
korrigieren, denn Sie haben einen Punkt missverstanden, das war letztes Mal in dem Vortrag 
auch schon so. Die 4 500 Wohneinheiten insgesamt beziehen sich auf das Gebiet plus der 
Fläche nördlich der Stresemannstraße. Deswegen ist Ihr Vorwurf, es sei unsinnig oder 
unlogisch in sich, weil noch mehr verdichtet wird, falsch. Außerdem sehen Sie in unserem 
Antrag, dass wir schreiben sechsgeschossig, und der Masterplan sagt sechsgeschossig und 
in wenigen Fällen siebengeschossig. Insofern liegen wir da nicht so weit auseinander.  
Aber ich muss sagen, dass ich irritiert war letztes Mal von der CDU und auch dieses Mal von 
der CDU, weil Sie teilweise ja die Funktion des Senatssprechers übernehmen. Sie gehen 
sogar noch weiter, und Sie müssten jetzt in der Konsequenz einen Antrag stellen – das 
werden Sie aber hoffentlich nicht machen -, weil, ich kann es überhaupt nicht 
nachvollziehen, dass Sie hier sagen, Sie wollen nicht, dass die Abwendungsvereinbarung, 
die einzelnen Punkte, öffentlich werden. Das ist immerhin ein Zugeständnis des Senats, 
mühevoll von den Bürgerinnen abgerungen, dass es vorgestellt wird, was da verhandelt wird, 
bevor es überhaupt unterschrieben wird, und Sie gehen noch dahinter zurück. Also das ist 
für mich nicht nachvollziehbar, warum Sie so agieren wollen. Das ist wirklich ein Punkt, der 
vielleicht, ich glaube es ja nicht, aber er könnte dazu beitragen, dass man überhaupt 
versteht, warum Abwendungsvereinbarungen abgeschlossen werden sollen, warum die 
Stadt nicht hier ihr Vorkaufsrecht ausübt. Weil wir sind immer noch der Meinung, dass die 
Bodenwertsteigerungen, die hier entstehen werden, auch von diesem Senat vermutlich nicht 
so weit wie es möglich ist, abgeschöpft werden. Sie haben zwar immerhin gesagt letztes 
Mal, Sie würden auf die Deckelung, die unter Schwarz-Grün erfolgte, die wirklich finde ich 
eine Riesen … naja, Sauerei soll ich ja nicht sagen, aber ein Unding war, es auf 30 Millionen 
Euro zu begrenzen - da haben Sie immerhin gesagt, diese Begrenzung würde nicht mehr 
bestehen, aber Sie haben nicht gesagt, dass Sie alles Weitere auch ausschöpfen werden. 
Von daher hoffe ich sehr, dass es ein sehr transparentes Verfahren wird und egal, ob das 
ECE oder wer auch immer dahinter steht, dass auch die CDU dann sagt, wir wollen das hier 
auch transparent haben. 
 
Abg. Hans-Detlef Roock: Frau Sudmann, ich bin, glaube ich, weit davon entfernt, hier als 
Senatssprecher zu fungieren, das wollte ich hier mal deutlich sagen. Ich bin überzeugt von 
dem Masterplan, den wir damals eingeleitet haben. Das ist der Hintergrund, und deswegen 
unterstütze ich auch diesen Masterplan, und wir unterstützen auch die Konkretisierungen 
und Klarstellungen, die die SPD-Fraktion gemacht hat. Wenn ich den Senat in den 
Beratungen richtig verstanden habe, hat er gesagt, wenn die Abwendungsvereinbarung 
geschlossen ist, dann wird das dem Parlament zur Kenntnis gegeben. Aber ich habe den 
Senat nicht so verstanden, dass er im Vorfeld hier einzelne Verhandlungsergebnisse dann 
der Öffentlichkeit darstellen wird. Vielleicht können Sie, Frau Senatorin, das hier noch mal 
klarstellen. 
 
Senatorin Blankau: Also wir werden die Öffentlichkeit nicht an den Verhandlungen über die 
Abwendungsvereinbarung beteiligen, sondern so, wie wir das vorgetragen haben, vor 
Beschlussfassung werden wir die Ergebnisse präsentieren. Vor der Beschlussfassung, aber 
nicht Beteiligung an den Verhandlungen. 
 
Vorsitzender: Frau Sudmann, war das eine Wortmeldung? 
 
Abg. Heike Sudmann: Ja, das war eine. 
 
Vorsitzender: Dann haben Sie das Wort. 
 
Abg. Heike Sudmann: Wobei Sie, ich muss das leider sagen, sich wieder fast als 
Senatssprecher betätigt haben. Also ich habe die Schriftliche Kleine Anfrage 20/5002 gestellt 
und da habe ich ja noch mal zitiert, was am 2. Februar von den Senatsvertreterinnen und -
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vertretern gesagt wurde und das sage ich jetzt auch noch mal. Dass wir, also der Senat, die 
Abwendungsvereinbarungen, bevor sie unterschrieben werden, öffentlich vorstellen und 
diskutieren werden. Da haben wir auch die Zusage von den Eigentümern, dass sie damit 
einverstanden sind. Insofern wird auch nichts unterschrieben, bevor es nicht hier auch 
diskutiert worden ist. Für mich heißt diskutieren natürlich auch, dass Sie auch dann 
Änderungen mitnehmen, und dass nicht der Eindruck jetzt entsteht, Sie gehen dahin und 
sagen, so liebe Leute, das ist es, guckt euch das an und das war's. Sie haben in der Antwort 
ja auch gesagt, ja, es wird diskutiert. 
Wo ich gerade bei dieser Anfrage bin, bei der Nummer 2. habe ich nicht ganz verstanden, da 
habe ich gefragt, wie der Zeitplan aussieht. Da haben Sie gesagt, es gibt keinen konkreten 
Zeitplan, haben auf die beiden Termine im September und November des Bürgerforums 
verwiesen und sagen, anlassbezogen werden dann die Themen kurzfristig bestimmt werden. 
Soll ich daraus jetzt schließen, dass Sie doch schneller sind, als ursprünglich geplant und 
noch in diesem Jahr schon die Abwendungsvereinbarung öffentlich vorstellen werden? 
 
Vorsitzender: Frau Senatorin. 
 
Senatorin Blankau: Nein. Zum jetzigen Zeitpunkt gehe ich davon aus, dass wir das nicht in 
diesem Jahr in Gänze schaffen werden. Falls es doch der Fall sein sollte, wird es natürlich 
entsprechend dem, was wir am 2. Februar hier gesagt haben, auch ablaufen. 
 
Vorsitzender: Gibt es weitere Wortmeldungen, meine Damen und Herren? – Herr 
Kienscherf. 
 
Abg. Dirk Kienscherf: Punkt II. e. im Antrag der GRÜNEN, da geht es ja darum, dass noch 
mal ein Verkehrsgutachten erstellt werden soll, bevor dieser Bahnhof verlagert wird, was ja 
dann auch kommen wird. Da würde mich einfach nur noch mal interessieren die Frage an die 
Behörde: Gab es da oder gibt es irgendwelche Untersuchungen für diesen Fall, dass der 
Bahnhof verlagert wird? 
 
Vorsitzender: Frau Senatorin. 
 
Senatorin Blankau: Herr Walter. 
 
Herr Walter: Also dazu hat es Voruntersuchungen gegeben. Wenn es zu dieser 
Entscheidung kommt, ist aber daraus auch ersichtlich, dass da im Feintuning sicherlich noch 
einiges nachgesteuert werden muss. Also das ist jetzt der Fall, wenn an den Diebsteich ein 
neuer Bahnhof kommt. Das hat damit zu tun, das ist ja auch sehr einfach nachvollziehbar, 
dass in diesem Fall natürlich erhebliche Verkehre dann sich an einen Ort richten, der heute 
für diesen Zweck überhaupt nicht erschlossen ist. Das ist auch weiter daraus ersichtlich, das 
die Frage, wie dann Hamburg – das ist auch Übrigens ein Thema, was in Altona ja viel 
diskutiert worden ist – die Zuführung zu diesem Bahnhof organisieren will, also da sind 
auch Willensfragen nachher mit da, also an welcher Stelle die Hauptzufahrten organisiert 
werden sollen, sicherlich dann noch mal ein Thema ist. 
 
Vorsitzender: Herr Duge. 
 
Abg. Olaf Duge: Herr Kienscherf, wir waren gerade bei dem Punkt da die Planung 
Harkortstraße, Verkehr. Es ist ein kleiner Punkt, aber ich finde, er ist nicht ganz unwichtig, 
2. F.. Es geht über die Wegeverbindung über dem Lessingtunnel. Wenn man sich die 
Planung anschaut, so gibt es eine Wegeverbindung, die an der westlichen Seite entlang 
führt. Es gibt keine Wegeverbindung auf der östlichen Seite, das heißt, da muss man diesen 
Weg herum gehen. Ich fände es gut, wenn wir uns den Teil des Plans uns noch mal 
anschauen und hier noch mal eine Überarbeitung stattfindet - das ist kein Riesending -, um 
die Möglichkeit abzuklären, dass da eine Wegeverbindung auch an der Westseite 
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durchgeführt werden kann. Das wäre eigentlich mein letzter Punkt, den ich gern noch 
ansprechen möchte. Vielleicht können wir uns dann ja in der Richtung auch einig werden. 
 
Vorsitzender: Herr Kienscherf. 
 
Abg. Dirk Kienscherf: Ach so, ich wollte … 
 
Vorsitzender: Ja, der Senat hat immer das Recht, sofort das Wort zu ergreifen. 
 
Senatorin Blankau: Herr Gerdelmann. 
 
Herr Gerdelmann: Ich wollte nur darauf hinweisen, dass im Masterplan an der Westseite 
des Lessingtunnels eine in der Plus-1-Ebene zu führende Wegeverbindung direkt von der 
südlichen Grünfläche nach Norden geht. Die ist vielleicht nicht so ganz einfach aus dem Plan 
heraus zu lesen. Es ist nicht erkennbar, denn …Sie ist aber so gemeint und sie würde 
sozusagen auch eine zügige Verbindung vom Bahnhof Altona auf dieser Plus-1-Ebene über 
die verbleibende Straße Lessingtunnel zu den nördlichen Grünflächen sicherstellen. Die ist 
so beabsichtigt. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Kienscherf. 
 
Abg. Dirk Kienscherf: Gut, jetzt können wir … Also ich glaube, es sind ja viele Dinge, die 
jetzt auch bei Bündnis90/DIE GRÜNEN aufgeführt worden sind, bei uns berücksichtigt. Wir 
wollen jetzt nicht um jeden kleinen Punkt irgendwie streiten und deswegen haben wir ja 
schon gesagt, den Punkt 2. d., das können wir uns durchaus vorstellen, weil es, glaube ich, 
noch mal eine Klarstellung ist. 2. e. ist auch so was, wo man sagt, wenn die Behörde jetzt 
mitteilt, dass man sowieso an dem Feintuning noch mal arbeiten wird, dann denke ich, ist es 
auch sinnvoll, dass man vor der Bahnhofsverlagerung das auch noch mal intensiv macht. 
Und das Thema Denkmalschutz ist bei uns auch schon erwähnt, ist auch aus unserer Sicht 
im Masterplan erwähnt. Sie erwähnen es jetzt auch noch mal, gut dreimal erwähnt, vielleicht 
ist es dann noch besser, ist besonders wichtig. Dann würden wir, das ist der Punkt VI., den 
würden wir dann auch noch mal mitbeschließen wollen. Bei den Stellplätzen, das habe ich ja 
vorhin schon ausgeführt, da ist das substanziell etwas Anderes. 
 
Vorsitzender: Gut, meine Damen und Herren, gibt es weitere Wortmeldungen? – Ich sehe, 
das ist nicht der Fall. Dann wollen wir mal versuchen, die Abstimmung über die einzelnen 
Anträge und die Drucksache zu koordinieren. 
 
Ich frage noch mal … ich habe herausgenommen, dass hier die Fraktionen den SPD-Antrag 
unterstützen würden, nein, die FDP enthält sich, okay. Kann ich diesen Antrag in Gänze 
abstimmen lassen? Dann haben wir, die CDU-Fraktion, bei dem Antrag der GRÜNEN 
ziffernweise Abstimmung beantragt. Können wir den Antrag der LINKEN insgesamt 
abstimmen? 
 
Abg. Heike Sudmann: Ich würde gern Nummer 2. extra abstimmen. Also 1. und 3. im 
Petitum zusammen und Nummer 2. extra. 
 
Vorsitzender: Bei Ihrem eigenen Antrag? 
 
Abg. Heike Sudmann: Nummer 2. ist die Bezirksversammlung Altona. Ich hätte das gern 
von Ihnen, dass Sie das ablehnen. 
 
Vorsitzender: So, noch mal, Frau Sudmann, damit ich das hier vermerken kann.  
 
Abg. Heike Sudmann: Also, bei meinem Antrag Nummer 1. und  3. gemeinsam und 
Nummer 2. eben extra abstimmen. 
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(Abg. Jörg Hamann: Dafür gibt es eigentlich keine Notwendigkeit.) 

 
Aber ich beantrage es. Und weil wir die anderen ja auch getrennt abstimmen, bin ich 
gespannt auf Ihre Begründung, warum das bei meinem Antrag nicht gehen sollte. 
 
 (Abg. Jörg Hamann: Weil Sie Antragsteller sind.) 
 
Vorsitzender: Der Antragsteller kann das beantragen. Das werden wir dann hier 
ziffernweise abstimmen diesen Antrag. – Frau Senatorin. 
 
Senatorin Blankau: Herr Vorsitzender, ich würde ganz gern die Fraktion DIE LINKE darauf 
aufmerksam machen, dass der Beschluss der Bezirksversammlung Altona sich nicht mit 
dem Masterplan auseinandersetzt, den Sie zur Grundlage machen, sondern mit der 
vorbereitenden Untersuchung, die überholt ist. 
 
Vorsitzender: Gut, das noch mal zur Klarstellung, aber wir sind jetzt hier im 
Abstimmungsverfahren. So, den FDP-Antrag, können wir den in Gänze abstimmen? – Gut, 
dann werden wir so verfahren, das ich zunächst über die Anträge abstimmen lasse und dann 
über die Drucksache insgesamt noch mal. 
 
Ich rufe zunächst den SPD-Antrag auf. 
 
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
 Gegenprobe. - Das war bei Gegenstimmen der LINKEN so beschlossen. –
 Enthaltungen? - Enthaltung der FDP. 
 
Dann rufe ich auf den Antrag der GRÜNEN. Hier hat die CDU ziffernweise Abstimmung 
beantragt. Ich werde zunächst über die Ziffer 1. abstimmen lassen. 
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. 
– Das ist mit Mehrheit abgelehnt worden, SPD, CDU und FDP dagegen. 
 
Dann lasse ich über die Ziffer 2. abstimmen, 2. a zunächst. Nein, I. a., 2. römisch I. a. 
 

(Abg. Olaf Duge: Ziffer 1. ist auf der ersten Seite. Das war vielleicht eine 
Verwechslung, das 1. ist nämlich arabisch 1. und nachher kommt römisch I.) 

 
Vorsitzender: Unter 2. von römisch I. a.. Ja, das ist ja richtig. Punkt 1. ist jetzt abgelehnt, 
das stelle ich fest. Jetzt rufen wir 2. auf, römisch I. a., mit den entsprechenden Unterpunkten. 
Jetzt lasse ich über I. a. abstimmen. I. a., und dann kommt I. b., ein weiterer Unterpunkt. 
 
Wer Punkt römisch I. a. seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
 Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen von SPD, FDP und 
LINKE abgelehnt. Zustimmung bei GRÜNEN und CDU. 
 
Wer römisch I. b. zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. –
 Dann ist das mehrheitlich mit den Stimmen von SPD, CDU, FDP und LINKE abgelehnt. 
 
Dann rufe ich auf römisch II. a.. 
 
Wer diesem Punkt zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. –
 Enthaltungen. – Das ist bei Gegenstimmen der SPD, CDU und FDP abgelehnt. 
 
II. b., wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
 Gegenprobe. – Das ist abgelehnt mit den Stimmen der SPD, CDU und FDP. 
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II. c., wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
 Gegenprobe. – Enthaltungen? - Mit den Stimmen der SPD und CDU abgelehnt, die FDP 
hat sich enthalten. 
 
Dann II. d., wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
 Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das war einstimmig. 
 
II. e., wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
 Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das war einstimmig. 
 
II. f., wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
 Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit den Stimmen der SPD mehrheitlich 
abgelehnt, Zustimmung bei CDU, GRÜNE, FDP und LINKE. 
 
II. g., wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
 Gegenprobe. – Das ist mit den Stimmen der SPD und der CDU abgelehnt, Zustimmung bei 
GRÜNE, FDP und LINKE. 
 
Dann rufe ich auf den Punkt III., Soziales. Können wir da die Punkte a. und b. zusammen 
abstimmen? 
 
Wer a. und b. seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
 Gegenprobe. – Enthaltungen? – FDP Enthaltung, und mit den Stimmen der SPD und 
CDU abgelehnt, Zustimmung bei GRÜNE und LINKE. 
 
Dann IV. a. und b., können wir das auch zusammen abstimmen? – Okay, dann rufe ich 
zunächst IV. a. auf. 
 
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. 
– Das ist mit den Stimmen von SPD, CDU und FDP abgelehnt, Zustimmung bei GRÜNE 
und LINKE. 
 
Dann rufe ich auf IV. b.. 
 
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. 
– Das ist mit den Stimmen von SPD, CDU abgelehnt, Zustimmung bei GRÜNE, FDP und 
LINKE. 
 
Dann komme ich zu römisch V.. 
 
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. 
– Das ist mit den Stimmen der SPD und der CDU abgelehnt. Zustimmung bei GRÜNE, FDP 
und LINKE. 
 
Dann komme ich zu Punkt VI., Denkmalschutz. 
 
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. 
– Enthaltungen? – Das war einstimmig. 
 
Dann komme ich zu VII., Sonstiges.  
 
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. 
– Enthaltungen? – Mit der Stimmenmehrheit der SPD abgelehnt, Zustimmung bei CDU, 
GRÜNE und LINKE, Enthaltung bei der FDP. 
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Jetzt über die Punkte, die eine Zustimmung erfahren haben, das macht ja Sinn. Das ist ein 
ehrgeiziger Zeitpunkt, der 1. Mai 2013. Kann man da noch was anderes überlegen? –
 Wenn Sie Ende 2013, würde auch die SPD Zustimmung signalisieren, bei diesem Punkt, 
ansonsten müssen Sie mit einer Ablehnung leben, wie ich das so sehe. – Ja? Ende 2013. 
 
Wer dem geänderten Punkt 3. in dieser Form seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das war einstimmig. 
 
Ich nehme die Anträge in der Reihenfolge, wie sie bei mir eingegangen sind. Als Nächstes 
würde dann der Antrag der FDP-Fraktion kommen. Den wollten wir in Gänze abstimmen. 
 
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. –
 Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist bei Zustimmung der FDP-Fraktion von allen 
Fraktionen abgelehnt worden. 
 
Dann komme ich zum Antrag der LINKEN. Hier ist wieder ziffernweise Abstimmung 
beantragt worden. Ich stelle zunächst die Ziffern 1. und 3. zur Abstimmung. 
 
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. 
– Enthaltungen? – Dann sind die Ziffern 1. und 3. insgesamt außer von der LINKEN 
abgelehnt worden. 
 
Dann komme ich zum Punkt 2. des Antrags der LINKEN. 
 
Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. 
– Das ist mit den Stimmen der SPD und der CDU abgelehnt, Zustimmung bei GRÜNE, FDP 
und LINKE. 
 
Jetzt lasse ich über die Gesamtdrucksache 20/4193 abstimmen. 
 
Wer dem Petitum dieser …- Frau Sudmann. 
 
Abg. Heike Sudmann: Da möchte ich gern, dass 6. b) extra abgestimmt wird. Das ist das 
Petitum. 
 
Vorsitzender: Okay. Dann machen wir das so, dass wir zunächst über 6. b) und dann über 
die übrigen Punkte abstimmen. 
 
Wer 6. b) seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. 
– Enthaltungen? – Das ist bei Enthaltung der FDP-Fraktion mehrheitlich angenommen. 
 
Dann lasse ich über die übrigen Punkte des Petitums abstimmen. 
 
Wer den übrigen Punkten seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das war einstimmig. 
 
So, meine Damen und Herren, das war ein etwas kompliziertes Abstimmungsverfahren, aber 
wir sind mit diesem Tagesordnungspunkt durch. 

Zu TOP 2 zusammen mit TOP 3 

Keine Niederschrift, siehe Stellungnahme an den federführenden Haushaltsausschuss. 



Stadtentwicklungsausschuss Nr. 20/14 - 19 - 

Zu TOP 4 

Es lagen keine Wortmeldungen vor. 
 

gez. Hans-Detlef Roock 
(CDU) 
(Vorsitz) 

gez. Dirk Kienscherf (SPD) 
(Schriftführung) 

gez. Svenja Ilsemann 
(Sachbearbeitung) 

 



03.09.12 
 

Die Abgeordneten der Fraktion “Die Linke“ im Stadtentwicklungsausschuss beantragen folgendes  
Petitum zur Drs. 20/4193 in der Sitzung am 07.9.12 zu beschließen: 

 
1. Die Bürgerschaft nimmt von den Ausführungen der Drucksache 20/4193 Kenntnis 

 
2. Die Bürgerschaft schließt sich der einstimmig beschlossenen Stellungnahme der 

Bezirksversammlung Altona  (Drs. XIX-1560, s. Anlage) an.  
 

3. Die Bürgerschaft übernimmt die Forderungen des Koordinierungsgremium Mitte Altona, die dem 
Stadtentwicklungsausschuss am 14.8. vorgestellt wurden:  
 
 
Der Senat wird ersucht, die Planungen Mitte Altona zu verfeinern und die Zeit zu nutzen, in der 
die Bahn das Gutachten zur Bahnhofsverlagerung Mitte Altona erstellt und bis zum 31.10.2012 

a. eine Planungsvariante für den 1. Bauabschnitt zu erstellen, bei der ein verbesserter 
Lärmschutz der Wohnbebauung und der Parkanlage über einen Gewerberiegel (teilweise 
rückbaubar) sowie ein Grünanteil von 30% dargestellt ist; 

b. ein Gesamtkonzept für das Gebiet inkl. Bahnhof und Bahnhofsumfeld vorzulegen. Die 
Planung sollte die gewünschte Verteilung der Nutzungen aufzeigen und eine 
Flächenbilanzierung aller Flächen enthalten. 
Zielwerte: mindestens 4.500 Wohneinheiten für das Gebiet der Vorbereitenden 
Untersuchungen, 16,5 ha öffentliche Grünflächen, Gebäudehöhe max. 6 Geschosse; 

c. den Masterplan so zu konkretisieren, dass neben dem Bauvolumen auch die jeweilige 
Nutzung in den Gebäuden (Gewerbe, Kultur, Wohnen, Einkaufen, etc.), die angestrebte 
Grundstücksparzellierung, die Vorgaben für die gewünschte soziale Mischung, die 
Empfehlungen des Forums "Eine Mitte für Alle" bezügl. inklusiver Ziele, die 
Auswahlkriterien bei der Grundstücksvergabe und die rechtlichen Vorgaben zur 
langfristigen Sicherung des öffentlichen Interesses und zur Vermeidung von Spekulation 
klar definiert sind. 
Vorgaben sind: 30% öffentliche Grünfläche, Gebäudehöhe max. 6 Geschosse, 
Kleinteiligkeit durch Parzellengröße von max. 500 qm, 50 % geförderter Wohnungsbau 
mit 30 jähriger Bindungsfrist, mind. 50 % Baugemeinschaften, mind. 20 % der 
Geschossflächen für kostengünstige gewerbliche Nutzungen (z.B. Handwerker, Künstler 
etc.); 

d. die bislang fehlende Berechnung der Bodenwertgewinne nach § 165/166 BauGB zu 
erstellen, öffentlich bekannt zu machen und dem Stadtentwicklungsausschuss 
vorzulegen; 

e. eine vergleichende Kosten- und Finanzierungsrechnung für eine "städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme vs. Abwendungsvereinbarungen" zu erstellen, öffentlich 
bekannt zu machen und dem Stadtentwicklungsausschuss vorzulegen; 

f. die städtebaulichen Verträge, die mit den Grundeigentümern zur Zeit diskutiert werden, 
in ihrer aktuellen Entwurfsfassung öffentlich bekannt zu machen und dem 
Stadtentwicklungsausschuss vorzulegen;  

g. keine Abwendungsvereinbarungen oder sonstige vertragliche Vereinbarungen mit den 
Grundeigentümern zu unterzeichnen, bevor die jeweiligen Vertragsinhalte nicht 
öffentlich vorgestellt und diskutiert und sodann vom Stadtentwicklungsauschuss und der 
Bürgerschaft beschlossen wurden;  

h. das Vorkaufsrecht oder die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme aktiv zu nutzen, 
bevor das Baurecht geschaffen wird und die Flächen "unbezahlbar" geworden sind; 

i. dem KG Mitte Altona und den Bürgern Altonas aus dem Titel 6610.971.10 (Verwendung 
für Öffentlichkeitsarbeit Mitte Altona), ausreichende Planungsmittel bereitzustellen, 
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damit diese mit Fachleuten und interessierten Bürgern aus den Bürgerforen ihre bislang 
im Masterplan unberücksichtigten Forderungen visualisieren und dem 
Stadtplanungsausschuss als Varianten sowohl für Bauphase 1 als auch für das 
Gesamtgebiet vorstellen können.  Diese Varianten können sodann vom 
Stadtentwicklungsausschuss in Vergleich zu den Plänen der BSU (siehe oben Nr. 1 , Nr. 2, 
Nr. 3) gesetzt werden und in die politische Abwägung einbezogen werden. 

 
 
 
 
Anlage:  

XIX-1560 VU Mitte 
Altona Stellungnahme 

 
 

  



Freie und Hansestadt Hamburg
 Bezirksversammlung Altona

A/BVG/60.02-6 Drucksachen-Nr. XIX-1560
18.06.2012

Beschlussempfehlung
- öffentlich -

Gremium am

Planungsausschuss 20.06.2012

!Titel!

Vorbereitende Untersuchungen zur Mitte Altona
Stellungnahme des Bezirksamtes
Beschlussempfehlung des Amtes
!Titel! 

Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg hatte bereits in seiner Sitzung am 18. Dezember
2007 beschlossen, für den Bereich Mitte Altona vorbereitende Untersuchungen nach § 165 (4)
BauGB  einzuleiten.  Hierdurch  sollte  eine  abgestimmte  und  auf  die  langfristige  Zukunft
ausgerichtete  Planung  gesichert  werden.  Das  Ziel  vorbereitender  Untersuchungen  ist  es
insbesondere, einen Beurteilungsrahmen dafür zu erhalten, ob der Konversionsprozess ganz oder
teilweise im Rahmen einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme durchgeführt  werden kann
und soll.

Die  Ergebnisse  des  von  der  Behörde  für  Stadtentwicklung  und  Umwelt  (BSU)  beauftragten
Gutachtens  der  vorbereitenden  Untersuchung  Mitte  Altona  wurden  in  einem Bürgerforum  am
19.  April  2012  der  Öffentlichkeit  und  am  02.  Mai  2012  im  Planungsausschuss  der
Bezirksversammlung Altona vorgestellt.

Eine  zwischenbehördliche  Abstimmung  des  Gesamtgutachtens  war  zuvor  nicht  erfolgt.  Da  im
weiteren Verfahren durch die BSU eine Befassung von Senat und Bürgerschaft mit Empfehlungen
zu den Ergebnissen des Gutachtens vorgesehen ist, wird in diesem Zusammenhang auch noch
eine formale Beteiligung des Bezirks stattfinden.

Vor  diesem  Hintergrund  erfolgt  durch  die  Altonaer  Verwaltung  eine  erste  grundsätzliche
Stellungnahme zum vorliegenden Gutachten:

1.      Aktualität der Ergebnisse

Die  Bestandsaufnahme  zum  Untersuchungsbereich  wurde  zum  31.12.2010  abgeschlossen;
Redaktionsschluss  für  die  weiteren  Berichtsteile  war  der  30.  September  2011.  Das  nunmehr
vorgelegte Gutachten lässt aktuellere Entwicklungen, Planungen und Beschlusslagen unbeachtet
und ist daher teilweise unvollständig bzw. bereits veraltet. 
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Unberücksichtigt blieben beispielsweise das Wohnungsbauprogramm Altona 2012 sowie auch die
Beschlüsse  der  politischen  Gremien  des  Bezirks  Altona  zu  ihm und zum Zukunftsplan  „Mehr
Altona“. Das Bezirksamt hat bereits mit der Umsetzung der v. g. Beschlusslage begonnen (siehe
Rahmenplanung Tucholsky-Quartier einschl. der angrenzenden Bereiche). 

Festzustellen  ist  weiterhin,  dass  für  Teilbereiche  in  bezirklicher  Planungszuständigkeit
Empfehlungen  getroffen  wurden,  die  den  bezirklichen  Planungszielen  widersprechen  (z.  Bsp.
Aufgabe von Sportflächen und Wohnnutzung an der Waidmannstraße).

Auch  die  sich  bei  einer  Umsetzung  der  Investitionsabsichten  der  Deutschen  Post  AG
(Neubau/Modernisierung  des  Verteilzentrums  für  Frachtgut)  ergebenden  planerischen  und
finanziellen  Auswirkungen  für  die  Teilfläche  VI  sind  nicht  mit  in  die  vorliegenden  Ergebnisse
eingeflossen.  Hiervon  ist  jedoch  ein  erheblicher  Einfluss  auf  die  Umsetzungsstrategien,  die
Kostenannahmen,  die  Ertragssituation  und  den  Realisierungszeitraum  einer  städtebaulichen
Entwicklungsmaßnahme zu erwarten. 

2.      Kosten- und Finanzierungsübersicht

Nach § 171 (2) BauGB ist, dem jeweiligen Stand der Planung entsprechend, eine Kosten- und
Finanzierungsübersicht gemäß § 149 BauGB zu erarbeiten. Im vorliegenden Gutachten fehlt die
nach § 149 (3) aufzustellende Finanzierungsübersicht und damit eine kostenseitige Risikoanalyse
und der Nachweis der Rentierlichkeit. 

Somit ist eine wesentliche Beurteilungsgrundlage, die für eine Empfehlung zur Aufrechterhaltung
der  vorbereitenden  Untersuchung  einer  potenziellen  städtebaulichen  Entwicklungsmaßnahme
unabdingbar gewesen wäre, nicht erarbeitet worden. 

3.      Zuordnung der Kosten

Betrachtet wurden Kosten für Erschließungsanlagen im Zusammenhang mit den Teilflächen I-III
(Tabelle 3) und der Teilfläche VI (Tabellen 4a und b). Die Zuordnung der dargestellten Kosten und
ihre Vollständigkeit sind nicht eindeutig nachvollziehbar. 

Im  Gutachten  werden  darüber  hinaus  keine  Angaben  zu Ausbaubedarfen  außerhalb  der  o.g.
Teilflächen getroffen, die gleichwohl im Zusammenhang mit den betrachteten Teilflächen stehen.
Ordnungsmaßnahmen sowie ein eventueller Neu- und Umbau der Brücke Harkorthstraße wurden
noch nicht mit einbezogen.

Der gutachterliche Hinweis, dass die Freie und Hansestadt  Hamburg die notwendigen Mittel  in
ihrer Haushaltsplanung berücksichtigen kann, wird hier als unzureichend betrachtet.

4.      Zügigkeit der Maßnahme

Die Entwicklungsabsichten der Deutschen Post AG sind noch nicht mit in den Empfehlungen für
die Teilfläche VI berücksichtigt worden. Es ist davon auszugehen, dass die Teilfläche VI nur zum
Teil für eine zügige Entwicklung (Annahme: 15 Jahre) zur Verfügung stehen wird. Da hier dem
Zügigkeitsgebot nach § 165(3) Nr. 4 nicht entsprochen werden kann, erscheint die Empfehlung
zur  Aufrechterhaltung  der  vorbereitenden  Untersuchungen  für  die  gesamte  Teilfläche  VI  nicht
hinreichend begründet. 

Fazit:
Der  gutachterlichen  Gesamteinschätzung,  dass  einem  erfolgreichen  Abschluss  einer
städtebaulichen  Maßnahme unter  Kostengesichtspunkten  keine  Gründe  entgegenstehen,  kann
nicht gefolgt werden.
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Petitum:
Der  Planungsausschuss  wird  gebeten,  die  vorliegende  Stellungnahme  des  Fachamtes
Stadt- und Landschaftsplanung zum Gutachten vorbereitende Untersuchung Mitte Altona
zustimmend zur Kenntnis zu nehmen.

Anlage/n:

ohne Anlagen
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BÜRGERSCHAFT 
DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG Drucksache 20/ 
20. Wahlperiode 

 

Antrag 

der Abgeordneten Dr. Kurt Duwe, Dr. Thomas-Sönke Kluth, Katja Suding, An-
na-Elisabeth von Treuenfels, Robert Bläsing (FDP) und Fraktion  

zu Drs. 20/4193 

 
Betr.: Masterplan Mitte Altona 
 
Der Masterplan Mitte Altona dient als informelles Planungsinstrument zur Erarbeitung 

von Handlungsempfehlungen und Strategien zur nachhaltigen Entwicklung des bis-

lang weitestgehend brachliegenden Geländes im Bereich des Bahnhofs Altona. Da-

bei wird mit Hilfe des Masterplans ein gesamtheitliches Leitbild für das Gelände zwi-

schen der Harkortstraße und den Fernbahngleisen, sowie für den Bereich der Hols-

ten-Brauerei definiert. Die entwickelte städtebauliche Vision trifft dabei Aussagen zu 

der qualitativen und quantitativen Entwicklung, ohne dabei planungsrechtliche Vor-

gaben zu formulieren. 

 

Durch die bereits seit Jahren von der Deutschen Bahn AG thematisierten mögliche 

Verlagerung des Fernbahnhofs Altona zum Diebsteich, würde sich für die Freie und 

Hansestadt Hamburg die einmalige Chance bieten, auf einem ca. 26 ha großen Ge-

biet einen neuen Stadtteil zu errichten. Die Prüfung der Wirtschaftlichkeit einer sol-

chen Verlagerung des Fernbahnhofs wird nach Aussagen der Deutschen Bahn AG 

mittels eines Gutachtens noch bis März 2013 geprüft. Erst auf Grundlage dieses 

Gutachtens wird durch den Vorstand der Deutschen Bahn AG entschieden, ob eine 

Verlagerung oder eine Modernisierung des Fernbahnhofs vorgenommen wird. Von 

dieser Entscheidung ist abhängig, ob die im Masterplan Mitte Altona dargestellte 

städtebauliche Vision realisiert werden kann, oder an die neuen Rahmenbedingun-

gen angepasst werden muss. Bevor eine so weitreichende Entscheidung durch die 

Deutsche Bahn AG nicht getroffen ist, ist ein Beschluss des Masterplans Mitte Altona 

aus Sicht der FDP-Fraktion nicht zielführend. 

 

Der mit Drucksache 20/4193 der Bürgerschaft vorliegende Masterplan ist nach An-

sicht der FDP-Fraktion auf die Revitalisierung des gesamten Geländes ausgelegt. 
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Die dargestellten Entwicklungsabschnitte dienen lediglich der schrittweisen Umset-

zung der Gesamtplanungen. Bei einer negativen Verlagerungsentscheidung des 

Bahnvorstandes bietet der vorliegende Masterplan unserer Ansicht nach keine opti-

male städtebauliche Entwicklungsperspektive  für die Teilflächen Ia, Ib und Ic. Insbe-

sondere die ca. 100 Meter breite westliche Öffnung der zentralen Parkanlage würde 

zu einer nicht akzeptablen Verlärmung des Stadtteils führen. Auch der dann direkt an 

den Bahnschienen gelegene Schulstandort würde deutlich von den Lärmemissionen 

beeinträchtigt werden. Zusätzlich ist die mit dem Masterplan verfolgte Anbindung der 

angrenzenden Quartiere bei der alleinigen Umsetzung des ersten Entwicklungsab-

schnittes nicht gegeben. Der Masterplan trifft keine Aussagen, wie eine Ost-West-

Querung gewährleistet werden soll, wenn die Bahnschienen im Westen des Gebiets 

erhalten bleiben. Die Mitte Altona muss die Möglichkeit haben, sich als eine Mitte für 

den gesamten Bezirk zu etablieren und darf nicht durch Barrieren an den Rand ge-

drängt werden.  

 

Der Stadtentwicklungsausschuss empfiehlt daher der Bürgerschaft den Senat 
aufzufordern: 
 
1. die Beschlussfassung zur Drucksache 20/4193 bis zur endgültigen Entscheidung 

der Deutschen Bahn AG zur Verlagerung des Fernbahnhofs Altona aufzuschie-

ben und bis dahin folgende Konkretisierungen vorzunehmen: 

a) der dort vorgesehene Drittelmix sollte sich im Mittel über das gesamte Quartier 

widerspiegeln und in Kooperation mit den zukünftigen Investoren auf freiwilli-

ger Basis angestrebt werden.  

b) das Konzept des autoarmen Wohnens ist auf einzelne Quartiere zu beschrän-

ken und die bisher geplanten Erschließungsanlagen entsprechend zu überar-

beiten. 

c) In Kooperation mit den umliegenden Schulen ist ein Quartierszentrum mit aus-

reichenden Sport- und Freizeitanlagen am Standort des geplanten Schulneu-

baus zu gewährleisten. 

d) die vom Bezirksamt Altona getroffenen Anmerkungen zu gesunden Wohn- 

und Arbeitsbedingungen in Bezug auf Lärmemissionen, Besonnung und Be-

lichtung sind zu berücksichtigen. 
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2. ein umfassendes und ganzheitliches Verkehrskonzept unter Berücksichtigung al-

ler Verkehrsarten (MIV, ÖPNV, NMIV und gewerblicher Verkehr) für den Bereich 

des Masterplans Mitte Altona, insbesondere unter Berücksichtigung der umlie-

gende Stadtteile und zukünftig erwarteter Verkehre, vor dem Beschluss von pla-

nungsrechtlich bindenden Vorgaben, der Bürgerschaft vorzulegen. 

3. die zusätzliche S-Bahn-Haltestelle Ottensen an der Bahrenfelder Straße im Zuge 

der Erstellung des zweiten Entwicklungsabschnittes zu erstellen. 

4. die Abwendungsvereinbarungen nach § 165 BauGB so zu gestalten, dass sie le-

diglich bei der Umsetzung beider Bauabschnitte gelten. 

5. der Bürgerschaft bis zum 31.12.2012 eine Variantenbetrachtung vorzulegen, in 

der eine unter der Maßgabe der Beibehaltung des Fernbahnhofs Altona, eine 

tragfähige städtebauliche Gestaltung für den ersten Entwicklungsabschnitt darge-

stellt ist. 
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